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Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 280 Februar 1962, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l und

Bundesrichter S c h m i t t
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E h r h a r d4t und

Bundessozialrichter Dr° von T u m p l i n g
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revisionen der Klägerin und des Beigeladen6n

gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden_

Württemberg vom 50 November 1958 werden zurückge—
wiesen„
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Die Klägerin, deren Geschäftsanteile sich ausschließlich in Hän—

den der Stadt Offenburg befinden, kündigte ihre Mitgliedschaft

' bei der beklagten Berufsgenossenschaft mit Schreiben vom 1° Juni

1955 zum 31, Dezember 1955„ Sie teilte gleichzeitig mit, ihre Ge—

sellschaft selle in die Zuständigkeit des zur Übernahme des Ver-

sicherungsschutzes bereiten Beigeladenen überführt werden° Dabei

berief sie sich auf eine Anordnung des Badischen Ministeriums der

Wirtschaft und Arbeit vom 21° Mai 1949 —Az° III/II a/ 4413‚ Die—

se lautet: ‘

In Verfolg der Entschließung des Badischen Landtags
vom 28 4 1949 ordnen wir im Einvernehmen mit den Be—
dischen „inisterien des Inne1en, der Finanzen sowie
der Landw11tschaft und Ernährung auf Grund von s 628
RVO in der Fassung des Sechsten Gesetzes über Ä.ndcrun—

gen in der Unfallversicherung vom 9 März 1942 (HGBl I;
107) und aui‘ Grund der 1 Verordnung zur Durchfuhrung
und Lrg;nzung des Sechstcn Gesetz es ü.b01 Änderu11gen in
der unfallvcrsi ch01ung vom 20 8 1942 (RGBl I 527) an:

Unter Aufhebung von Ziffer 4 der Bestinnnung des ehem
Reieh„eibeiteninisters vom 16° „arz 1942 zur Durchfüh—
rung des Seehsten Gesetz es über 1ndervngen in der Un-
fallversicherung, hier: Gemeindliche Unfallversicherung
(Amtliche Nachrichten II S 201) xvird den Gemeinden
das Recht eingeräumt, die in Frage kommenden gemeind—
lichen Unternehmen in den Unfallvers icherungsverband
der Badischen Gemeinden und Géneindeverbände in nasaatt
zu überführen und aus den bisher noch für sie zustän—
dig gewesenen Berufsgenosscnschaftcn auszutretcn.

Durch Bescheid vom 17° Juli 1955 lehnte die Beklagte
es ab, die

Klägerin aus der Mitgliedschaft zu entlassen und im Betriebsver—

zeichnis zu löschen„ Der Widerspruch der Klägerin wurde durch

Widerspruchsbescheid vom 2„ September 1955 für unbegründet er—
klärt,

Mit der am 10 Oktober 1955 erhobenen Klage hat die Klägerin bean—
tragt, den Bescheid der Beklagten vom 17. Juli 1955 aufzuhebcn

und festzustellen, daß die Klägerin im Betriebsverzeichnis der Be—

klagten zu löschen sei° Das Sozialgericht (SG) Freiburg hat nach
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Beiladung des Unfallversieherungsverbandes der Badischen Ge—

meinden und Gemeindeverbände durch Urteil vom 14° August 1956

die Klage auf Aufhebung des Bescheides der Beklagten abgewie—

sen° Ferner hat es festgestellt9 daß für die Klägerin die Be;

klagte zuständiger Versicherungsträger sei„ In den Bntschei— .

dungsgründen ist u„a° ausgeführt: Die Anordnung des Badischen

Ministeriums der Wirtschaft und Arbeit vom 210 Mai 1949 sei
‘

rechtsungültig, weil ein Lendesminister fortgeltendes Reichs—‘

recht, durch das eine Gesetzesmaterie bereits reichsreehtlich

geregelt gewesen
sei‚ nicht habe ändern können„ Dies Wäre nur

durch einen Akt der Gesetzgebung mit Zustimmung der Militärre—

„;iierung möglich gewesen„ Selbst wenn man aber einem Landesmi—\!

nister für die Zeit vom 80 Mai 1945 bis zum ersten Zusammen—

tritt des Bundestages die Befugnis zuspreche, fortgeltendes

Reichsrecht zu ;ndern‚ so hätte dies in Form einer Rechtsver—

ordnung geschehen müssen, iie im Badischen Gesetz— und Ver—
‘, :J..L

orenungselatt—nicht & er n*r, wie gesenchen9 in den "h_„„ei—

„ „„ „.‚ . „_. ‚_ „ „„_ „ _ „, . * _„_ ; „„ *lungen der D-re„tien „rlgi im nuc-scnen „inis„e:_qr der „irt—
£.

- —" "" ‚\: -‘ .. .- ‚“ „ “ -„-' - :“ .:.-. ‚. -„-„'r-‘-r" .scheit und 1Le„t“ u.ter „e_ „ub_iL ’„otircn” — „u te-cLiczv—

lichen gewesen whreo

Dieses Urteil haben die Klägerin und der Beigeladene binnen
Honetsfrist mit der Berufung zum Landessozialgericht (LSG)

Baden—Württemberg angefeehten mit dem Antrag? das Urteil des
SG Freiburg aufzuheben‚ die Kündigung der Mitgliedschaft für

reehtswirksem sowie den Antrag auf Löschung im Betriebsver—

zeichnis und den Widerspruch gegen die Ablehnung der Löschung

für begründet zu erklären°

Das LS‘ hat durch Urteil von 5° November 1958 das erstinstanz—

liche Urteil wie folgt geändert; ' " ‘

"Die Klage auf Aufhebung des Bescheides der Beklagten
vom 170 Juli 1955 in der Fassung des VidersPruchsbe—
sehe1des vom 2a September 1955 wird abgewiesen° —
Die Feststellungeklagén werden als unzulässig abge—
wieseno" ..‘ ‚ _‚

Zur Begründung seiner Entscheidung hat das LSG ausgeführt:
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Das auf Aufhebung des Bescheides vom 17. Juli 1955 in der Fassung

des Widerspruchsbeseheides vom 2° September 1955 und auf Löschung

im Betriebsverzeichnis der Beklagten gerichtete Klagebegehren stel—

le sich als zusammengefaßte Aufhebungs— und Verpflichtungsklage

dar; diese sei nach @ 54 Abs° 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zulässig° Dagegen sei die nach dem erstinstanzlichen Urteil

außerdem erhobene Klage auf Feststellung der versicherungsrcehtli—

Chen Zugehörigkeit der Klägerin unzulässig, weil es an einem be-

reehtigten Interesse an der-begehrten Feststellung fehle. — Die

zusammengefa■te Aufhebungs— und Verbflichtungsklege sei unbegrün—

det, weil die Klägerin zur Kündigung ihrer Mitgliedschaft bei der

Beklagten nicht befugt gewesen sei“ 5 628 Abs. 1 in Verbindung mit

3 624 .*.bs° 5 und 6 der Reichsvercicherungsordnung (RVG) sehe zwar
für gemeindliehe Unternehmen — ein solches sei die Klägerin, ob—

wohl sie in selbständiger Rechtsform betrieben werde — die Mög—

lichkeit des Austritts aus der Berufsgenossensehaft vor„ Durch

Ziffer 4 des Erlasses des Reichsarbeitsministeriums (RAM) vom 16°

März 1942 sei das Recht des Austritts jedoch u„a„ für gemeindliehe
Gas— oder Wasserwerke ausgeschlossen werden° Dieser Erlaß sei

reehtswirksam, obwohl er nicht in der heute notwendigen Form der

Rechtsverordnung ergangen und auch nicht in der für Rechtsverord—

nungen vorgeschriebenen Weise verkündet werden sei„ Er habe auch

über den Zusammenbruch im Jahre 1945 hinaus als Reichsreeht wei—

tergegolten° Ziffer 4 des Erlasses sei im früheren Land Baden

nicht wirksam geändert werden„ Dazu hatte es nach der Verfass“ng

des Landes Baden von 1947 eines Gesetzes oder einer Rechtsverord—

nung bedurft, wobei eine Rechtsverordnung sowohl hinsichtlich

ihrer Einkleidung in die gehörige Form als auch hinsichtlich ihrer

Kundbarmaehung als solche hätte erkennbar sein müssen„ Diese Vor—

aussetzungen erfüllten die Anordnung des Badischen Ministeriums

der Wirtschaft und Arbeit — Direktion ;rbeit — von 21° Mai 1949

und der gewisse Ein: lheiten regelnde Erlaß derselben Stelle vom
5„ Oktober 1949 (soll offenbar heißen: 5. November 1949) nicht"
Die Anordnung vom 21° Hai 1949 sei nicht "verkündet” werden; denn

sie sei nur als'huszug" und nur unter "Notizen" in den "Mitteilun—

gen der Direktion Arbeit im Badischen Ministerium der Wirtschaft
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und Arbeit” veröffentlichto Naeh der Landesverfassung hätte sie

im Badischen Gesetz— und Verordnungsblatt verkündet werden müssen„

Der Erlaß vom 3° Oktober (November) 1949 sei überhaupt nicht ver—

öffentlieht worden„ Zur Rechtswirksamkeit der Anordnung vom 211

Mai 1949 habe auch die Entschließung des Badischen Landtags vom

281 April 1949 nicht beitragen können9 weil einfache Entschlie—

ßungen der gesetzgebenden Gewalt nicht den Charakter von Geset—

zen hatten■ Den anyeführ 31lassen fehle es demnach an den

‘1eh„1■ ten Ierkrelen einer ;wcclt oefnrng‚ nämlich an der ge—

hörigen Form und an der öffentlichen Vern'h1d m1g Somit verstoße

die „us tri tts erklärung der hlüg©1in vom 1„ Juni 1955 gegen zwin_
..gendes Recht und „ei deshale ungültige

Bas LSG hat die Ievision zugelassen°

Das Urteil ist der Klägerin und dem Beigeladenen am 1„ Dezember
1qu 17 fr71<7"* 'r‘| _' '.“ \H\ '“fn‘oVJ_)D “ua—‚LO |)(3-..L
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‚. |Der Beigeladene hat am 10„ Dezember, die Klägerin am 201

ber 1958 Ievision eingelegt°

Nachdem die Frist zur Begründung der Revision für beide Hevi—_

skläger bis zum 10 Marz 1959 verla ngért werden warS hat der

Beigeladene sein Rechtsmittel durch Schriftsatz vom 151 Februar

19599 beim Bundessozialgericht (BSG) am 140 Februar 1959 einge—

geingen9 begründeto.Die Klägerin hat mit Schriftsatz vom 23„ Fe—

bruar„ eingegangen am 240 Februar 1959‚ zur Begründung ihrer Re-

vision auf die Revision des Beigeladenen Bezug genommen und sich

dessen Ausfdhrungen vollinhaltlich angeschlos sehe '

Der Beigeladene führt aus: Die Anordnung des Badischen Ministe—

riums der Wirtschaft und Arbeit vom 21„ Mai 1949 habe wirksam

Recht geschaffen Ken dürfe unter den damaligen in der französi»

.atzur*szone lm rrschenden„ vor allem durch einen Verwal—gisehen

tungsnots tand gekennzeieh11eten Verhältnissen der lormenstrengee

in der Rechtsetzung keine übertriebene Bedeutung beimessen; di

Eormenstrenge sei damals schlechthin unrealisierbar gewesenc
Man müsse die Born der ”Brlas —‘e91als sréichend$änsohenav■nhg

DiC\ln0rdnungusei=such in ausreiöhchdcr Weise verkündetlworden■

dennvabges chen von der Veröffentlichung des vollen Hortlauts'i■

‘tt Jilungcn der Direktion Arbeit" habe die Lenkungss ;o}lc()
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der gesetzlichen Unfallversicherungsträger in Baden-Baden, an wel—
che die Anordnung adressiert gewesen sei, alle beteiligten Berufs—

genossenschaften unt rrichtet° Das LSG habe zu Unrecht angenommen,
die Beklagte habe sechs Jahre lang von der Anordnung nichts gewußt.

Das Gegenteil ergebe sich aus einem an den Beigeladcnen gerichte-
ten Schreibcn des Badischen Ministeriums der Wirtschaft und Arbeit

vom 3, November 1949„ Insoweit habe das LSG seine Pflicht zur Er—
forschung des Sachverhalts verletzt. Es cntsprcche auch einem Ge—
bot der Rechtssicherheit und dem Grundsatz von Treu und Glauben,

daß die Anordnung vom 21. Mai 1949 — der im Urteil des LSG erwähn—

te "Er aß" vom 3, November 1949 sei kein rcchtsbcgründendcr Erlaß —
nicht aus rein formellen Gesichtspunkten als rechtsunwirksam ange—
sehen werde° Selbst wenn man dies aber annehmen wollte, so sei

doch das Land Baden und seine Regierung auf Grund der gesetzlichen

Ermächtigung des @ 628 Abs° 2 EVO zum Erlaß dieses Verwaltungsaktcs

berechtigt gewescn„ Sei die Anordnung vom 21, Mai 1949 somit rechts
wirksam zustande gekommen, so habe sie in ihrem räumlichen Gel—

tungsbereich auch über den Zusammentritt des Bundestags hinaus

weitergegoltcn (Art° 123-ibs° 1 des Grundgesetzes — GG —) und sei
Bundesrecht geworden (ir

. 125 Iir° 2 GG), '

Ferner weist der Beigéladene auf seine von landesaufsichtsamt für
ldie Sozialversicherung in Stuttgart am 22, Juni 1955 genehmigte,
mit Wirkung vom 1° Januar 1955 in Kraft getretenc Satzung hin. In

einer Fußnote zu 5 2 (Zuständigkeit) und @ 3 (Mitgliedschaft der
Gemeinden und Gemeindeverbände) der Satzung heißt es: "Für den Be—

reich des Regierungsbezirks Südbaden gilt (jedoch) Erlaß des Badi—

schen Ministeriums der Wirtschaft und Arbeit - Direktion Arbeit —
vom 21,5„1949 (Hittlg° Direktion Arbeit 1949 S° 139)". Der Beigela—

dene ist der Meinung, durch diese Satzungsvorschrift werde im Rah—

men einer verbindlichen Rechtsnorm bestätigt, daß die Anordnung vom
21, Mai 1949 seit ihrer Verkündung rcchtsgültig sei°

Mit einem anZlAmil1959 eingegangenen Schriftsatz hat der Beigclade—

ne unter Hinweis auf die Mitwirkung des Sozialgerichtsrats Dr,

et;r===an dem angefochtenen Urteil vorschriftswidrigc Besetzung

des LSG gerügto Hierzu hat er vorsctragen:Sozialgerichtsrat Dr°
ng=;#=sei schon seit einigen Jahren dem 2a—Senat des LSG wie ein
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ständiges Mitglied zugeteilt° Diese länger dauernde Mitwirkung

sei unzulässig; es kenne nicht darauf an, ob die Abordnung befri—

stet oder unbefristet sei. ;ür eine euegedehntere Verwendung ven
Hilfsriehtern am 2e—Se„at habe auch kein Anlaß bestcnden, weil die—

ser Senat mit ständigen Titgliedern des LSG Voll besetzt gewesen
sei°

Diesen Sachvor rtrzg hat die Klägerin sich mit Schriftsatz vom 27.

Alril 1959 zu eigen gemacht..

Der Beigelsdene hat die Rfse der vorschriftswidrigen Besetzung

des LSG in der mündlichen Verhandlung vom 28 Februar 1962 zu—

rückgenommeno '
, u‘ — , ‚u -„5 V.. . \

Die Klägerin und der Beigeladene beantragen,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die Kün—

digung der Mitgliedschaft der Klägerin bei der Be—

klagten vom 1. Juni 1955 sowie den Widerspruch gegen
V4die

■blehnung der Löschung im Betriebs rzeiehnis für

begrü.ndet zu erklä'1en„

Die Klägerin besntre gt fe1ner9 . „ :
das angefochtene Urteil im Hinblick auf

die
gerügte‘n

vorschriftswidrige Besetzung des Gerichts zu überprü—

fen und die Suche zur erneuten Verhandlung und Dnt—i

scheidung an das LS— zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt.

die Revi s10n der Klägerin als unzulässig zu verworfen

und die Revi ion des Beigek denen zuruckzuwciseno

Sie führt aus: Da die Klägerin selbst keine gemeindliche Unfall—,

vers ieheru1mg s elle sei, h b sie nicht einfach ihren Austritt

aus der Belml gtte11neeh 55 62. Abs. 5, 628 Abs° 1 RVG erklären
können. Das von ihr erstre e Ziel könne sie nur im Wege der

berweisung nach @ 666 EVO erreichen° es Kündigungssehreiben

der Klägerin sei da her edi gl ich als Antrag im Sinne des 9 666

BVG und der Bosch-eid der Beklagten vom 17. Juli 1955 als Ableh—

nung dieses Antrags zu werten. Dabei handele es sich um eine Er—‘

. ssens ent ehei dung, die nur in den engen Rähmen des @ 54 Abs. 2
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Satz 2 SGG nachgeprüft werden könne° Eine fehlerhafte Ausübung des

Ermessens sei weder festgestellt noch auch nur behauptet wordcno —
Die Beklagte hält das Revisionsgcricht nicht für befugt, nach:uprü—

fen, ob das 15G die 431333 von 21° Hai und 3„ Iovembcr 1949 hätte

anwenden müssen, ueil riese Erlasse nicht revisibel seien„ Im übri—

gen sieht sie den Erlaß vom 21„ Bei 1949 mit dem LSG als unwirkse

ano

II

Die Revisionen der Klägerin und des Beigeladenen sind durch Zulas—

sung stattheft (@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG) sowie form— und fristgerecht

eingelegt werden„

Gegen die Ordnungsmäßigkeit der Revisionsbegründung des Beigeladenen

bestehen keine Bedenken° Es entspricht auch der ständigen Rechtspre—

chung des BSG, daß ein Beigeladener selbständig Revision einlegen

kann (BSG 6, 160; e, 291; 9, 172‚ 114)„

Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Revision lediglich auf die

Revisionsbcgründungsschrift des Beigeladencn Bezug genommen und sich

dessen Ausführungen angeschlossene Diese Art der Revisionsbegründung

hält die Beklagte für unveréinber mit @ 164 Abs° 2 Satz 2 SGG, wo—

nach die Begründungsschrift die verletzte Rechtsnerm und, soweit Ver—

fahrensnängel gerügt werden, die Tats:chen und Beweismittel bezeich—

nen muß, die den Eengel ergeben sollen„ Der Beklagten—ist :uzugcben,

d
\

.9 55
weil nur so der Zweck voll erreicht werden kann, das Révisionsgc—

P
J

B die angeführte Vorschrift - ebenso wie der ihr entsprechende

4 Ahsc 3 der Zivilprozeßcrdnung w(ZPO)
— streng auszulcgen ist,

richt dadurch zu entlasten, daß der rechtskundige Prozcßbevcllnäch—

tigte des Revisionsrührere gezwungen wird, die Angriffe gegen das
Berufungsurteil eingehend und in eigener Verantwortung zu überdcn—

ken und dies durch seine Unterschrift zu offenbaren (vgl„ RGZ 117,
168)° Dementsprechend hat des BSG zB Revisionsbegründungen als nicht

formgerccht angesehen, wenn lediglich auf Schrif sätze eines beim
BSG nicht zugelassenen Bevollmächtigten, auf eine rechtliche Stel—

lungnahme eines am Verfahren nicht beteiligten Dritten oder auf die

Berufungsschrift Bezug genommen werden war (BSG vom 4„3.1958 — 9 RV
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126/55
—, BSG SozR SGG @ 164 Bl° Da 14 Nr° 40; BSG vom 17,1„1958

—
11/8 RV 1126/56)° Indes sind Bezugnahmcn auf andere Schrift—

stücke nach der Rechtsprechung und dem Schrifttum vor allem des
Zivilprozcßreehts nicht schlechthin als Revisionsbegründung aus—

geschlossen, So wird zB die Bezugnahme auf ein Armenrechtsge-

such als genügend angesehen, wenn dieses Gesuch vom Revisionsan—

valt selbst unterzeichnet ist, sich auf dasselbe Urteil bezieht

wie die Revision und sich in denselben Akten befindet (RGZ 145,

266, 268; BSG SozR SGG @ 164 'Bl Da 16 Lr„ 45)° Als ausreichend
Wird auch die Bezugnahme auf die Revisionsbegründung eines Streit—

genossen in derselben Sf.che erachtet (Stein—Jonas, Zivilproze■ordnung

18, \ufl„ @554 Anm° III 2; WieCzorek, ZPO, @ 554 Anm, .A.III & 2).‚
In einem solchen Falle ist der mit den Formvorsehriftcn über die

Begründung der Revision verfolgte Zweck insofern erreicht, als»"

bereits ein vor dem Revisionsgerieht Postulationsfähiger, der

dasselbe Prozeßziel verfolgt wie der bezugnehmcnde Revisions—

kläger, die Ve1antwortung für die Revisionsbegründung übernommen (

hat, Diese Erwägung ist allerdings auf das Verhältnis zwischen V.

einer Pertei und dem Beigcladcnen des Verfahrens der Sozialge—

richtsbarkeit nicht ohne weiteres an\:endbar‚ weil der Beigeladcne

freLer ist als der Streitgenosse oder Nebenintervenient; er braucht

sich keiner Partei anzusehließen, kann sogar jeder entgegentreten

(vgl„ Rohwer/Kehlmann, Aufbau und Verf ahren der Sozialgcri chts* *

bar:eit, @ 75 SGG Anm° 7)° Unterstützt jedoch der Beigeladene,

wie im vorliegenden Falle, eine Partei (hier die Klägerin) voll

und ganz und s‘ llt er dieselben Anträge, so ist er dem Nebenin—

tervenientcn ( 66 230) vergle iehoar° Deshalb genügt es nach der
enatslin einem solchen Falle für die Begründung

D.}.
U

.‚

Auffassung des S

der Revision, daß der 2evisionsklä*er auf die Begründungsschrift

des — einfach oder notwendig — Beigeladenen Bezug nimmt und auf

diese Weise die vorletzte lleehtsnorm mittelbar bezeichnet„ Die

hiervon abweichende Auffassung der Beklagten würde auf einen vom
Gesetz und seinen Grundgedanken nicht geforderten Formelismus

hinauslaufen°

Da die Revisionsbegründung der Klägerin somit den Anforderungen

des Gesetzes entspricht, war kein Raum für eine Prüfung, ob die
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Revisionsbegründung des Beigeladenen auf Grund des 5 74 SGG in Verbin—

dung mit 5 62 ZPO zugunsten der Klägerin gewirkt hat,

Der Sachentscheidung durch das Revisionsgericht steht nicht entgegen,
daß das angefochtene Urteil des LSG unter Mitwirkung des Sozialge—

richtsrats Dr, 5r—<;H=wigengen ist° Ob hierin eine vorschriftS\ .idrige

Besetzung des Gerichts zu sehen ist, atte der Senat nach der Recht—

wechung des BSG nicht von Amts wegen zu prüfen, vielmehr bedurfte

es hierzu, obwohl die Revisioncn zulässig sind, einer den Erforder—

nissen dCu
„

164 .lbs° 2 Satz 2 SGG ents proech -den Rüge eines Beteilig-

ten (vgl„ 21 ESG SGG f 33 El" Du 4 Er, 7u nd 2 EU 259,5 von 25,8,
1961)° Lie Ll";crin und der Zeigeladene haben verschriftswidrigc Be—

setzung des „SG gertgt, aber nur die Klägerin hat die Rtge bis zum

Schluß der :tndli chen Ver?handlung aufrecht erha ten, Ob ihrer ■üge

schon d shalb der Erfolg v rsegt bleiben muß, weil sie nicht inner—

halb der Frist zur Ec"“LHCuÜ$ der Revision erhoben werden iS', rauch—

te der Send nicht zu entscheiden; denn die Rüg c entbehrt der erfor—
.,derliehen Suhstentiierung und kann jedenfalls au diesem Grunde nichts

zur Li-he‘ung des sn;e;oentencn Urteils führen, DasVorbrineen der

Klleerin, Sc:irlseri htsrat er, 32=::=°sei nicht nur vorübcrg chend

„sondern einige„ Jahre am 2a—Senat des LSG Baden—Württemberg als Hil

riehter tätig ge wesen und hierzu habe kein Anlaß bestanden, weil-de-

Senat mit ständi1gen Mitgliedern des LSG voll besetzt ge„c sen sei
läßt für sich allein nicht den Schluß auf eine vorschriftswidrigc Be-

4 .

setzung des Gerichts zu° Die Tatsache, daß Dr„ „fs:v= vor seiner Er—

nennung zum Lendes sozialgcrichtsrat ständig dem 2a—Senat zugeteilt

war, schließt nicht aus, daß er zur Vertretung nacheinander verhinder_

ter ordentlicher ri chterlicher Mitglieder — auch anderer Sonate — zu—

lässigerweise tätig (5) 37 in Verbindung mit 5 27 Abs, 5 SGG) oder

zwischenzeitlich zur Beuälti gung eines vo r'bergchcndcn
außerordentli—

chen Gesch;ftsanfa__s an das LSG abgeordnet gewesen ist (BSG 9, 137,
140\„ Ebensowenig war seine Üitwirkung im 2a—Scnat schon deshalb

schriftswidrig, weil dieser Senat auch ohne ihn mit drei Berufsrich—
tern besetzt ;cves n sein mag (vgl BSG 8, 22

„
Schließlich hat diee

Klägerin auch heinei mt mol cn vorgebra cht, die darauf schließen lae—

°en, daß die Zahl der nLSG Baden—Württembcrg insgesamt bcs chuftig—

ten Hilfsriehter der0 das Maß der "Überbcsctzung" des 2a—Senats Be—
denken "egen die ordnu n. smäßige Besetzung des Spruchkörpcrs, der in
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Berufungsverfahren entschieden hat, hervorrufen müßten°

In der Sache selbst hatte der Senat über die vom LSG zutreffend

als solche angesehene zusammengefaßte Aufhebungs— und Verpflich—

ungsklage der Klägerin zu entscheiden„ Die Aufhebungsklage be—

trifft den Bescheid der Beklagten vom 17. Juli 1955 in der Fas—

sung des Widerspruch3bcscheides vom 2. September 1955; mit der

Verpflichtungsklage wird die Löschung der (lägerin im Betrieb:—

verzeichnis der Beklagten erstrebt° Weitergehende Anträge haben

die Revisionskläger — wie auch schon im Bérufungsvcrfahren
5‚

nicht gestellt° '“ ': *V .‘ *- ’ ’ ’

Die Entscheidung hängt davon ab, ob die Klägerin durch ihre Kün—

digung vom 1° Juni 1955 wirksam aus der beklagten Berufsgenossen—

schaft ausg schieden ist° Dafur ist es unerheblich, ob ohne den

Erlaß des RAM von 16° Kärz 1942 betr„ Durchführung des Seehsten
Gesetzes über -.ndcr ungen in der Unfallvers cherung @ 628 Abs„ 1

in Verbindung mit @ 624 Abs, 3 ;VO den Austritt gestattet hätte

oder ob die Klägerin — wie die Beklagte meint — das von ihr er—
,

strebt @ Ziel nur im tego der Überweisung nach 5 666 RVG hätte er—

reichen können„ Einer£ Entscheidung dieser Fr age bcdurftc es nicht,

weil Ziff" 4 des Erlasses vom 16. März 1942 die Möglichkeit des

Austritts für die Klägerin beseitigt hat, indem bestimmt werden

ist, daß Personen, die u.a° in gemeindlichen Gaswerken — auch

solchen, die in einer selbständigen Rechtsform bctr iebcn werden,

sofern Gemeinden oder Gemeindeverbände an ihnen überwiegend bc—

teiligt sind (Ziff° 2) —tbeschäftigt werden, bei den bisher zu—
ständigen Versi® erungs ägcrn versichert bleiben° Dieser Erlaß

ist entgegen der Auffa essung der Revisionskläger auf Grund der Er—

mächtigung des 5 628 Abs„ 2 BVG wirksam zus t nde gekommen. Dana ch

konnte der RIM im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsmini—

stern Näheres (u a„ über den Austritt eines geme1ndliehcn Unter-

nehmens aus einer Berufsgcness enseheft), auch äbwe1ehendes bc—

stimmen° Auf diese Lrndcruigu mg norm hät UC allerdings eine

Rechtsverordnung — als solche stellt sich derL rlcß vom 16 Mär

10sz2 seinem Wesen nach der — unter der Herrschaft des GG nicht

nehr gestutzt werden kännen, weil jene Norm den heute gelt enden
rechtssta etlichen hindestanfordcrungen über die Bestimmung von
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Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigung nicht entspricht (Art, 80
GG)° Die Wirksamkeit der Ermächtigungsnorm ist jedoch, wie das BSG

wiederholt entschieden hat, nach den im Zeitpunkt ihrer Anwendung

herrschend gewesenen staatsrechtlichen Auffassungen zu beurteilen,

also nach den Heehtsanschauungen„ die in den Jahren von 1935 bis

1945 in Deutschland galten; anderenfalls wären die Rechtssicherheit
und die Rechtskontinuität in un ragbarer Weise in Frage gestellt

(BSG 3, 161, 163; 6, 47, 57; 7, 203, 204; 9, 112, 117; 2, 157). Das
während des nationelsozialistischen Regimes geltende Staatsrccht

kannte Errichtigungsnormen, die Zweck, Inhalt und Ausmaß der Er—

mäehtigung nicht genau umsehrieben° Deshalb bestehen nach der Auf—

fassung des Senats keine Bedenken gegen die Wirksamkeit der Ermäch—

tigung des € 628 Abs° 2 RVG und ebensowenig der den Austritt gewis—

ser gemeindlicher Unternehmen_aus den bis dahin zuständig gewesenen
Berufsgenossenschaften untersagenden Regelung der Zif”„ 4 des Er—

lasses vom 16° März 1942,

Der Erlaß ist allerdings nicht in der durch @ 1 des Gesetzes über
die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 13° Oktober 1925 (BGBl I,

959) vorgeschriebenen Form — Verkündung in Reichsgesétzblatt,

Reichsministerialblatt oder Reichsanzeiger — verkündet, sondern le—

diglich in den "Amtlichcn Nachrichten für Reichsversicherung", ei—

ner Sonderausgabe des Reichsarbeitsblatts, veröffentlicht werden°

Diese Art der Verkündung im Ministerialblatt des zuständigen Reichs—

ministers wurde in den Jahren nach 1935, vor allem nach Ausbruch

des zweiten Weltkrieges, allgemeine Übung und, wie der 3, Senat des

BSG bereits in seiner Entscheidung vom 15. Oktober 1957 (BSG 6, 47,

51 ff,) näher dargelegt hat, in Rechtsprechung und Rechtslehre der
damaligen Zeit überwiegend gebilligt oder doch als rechtmäßig hin—

genommen° Die Wirksamkeit des Zustandekommens von Rec tsvorsehrif—

ten läßt sich aber nur nach den zur Zeit ihres Erlasses herrschenden
staatsé_und verfa.rensreehtlichen Anschauungen beurteilen, Wollte

man die Auffassungen des jeweiligen Beurteilungezeitpu■■ns als Maß—

stab nehmen, so wären die Sicherheit und Kontinuität des Rechts in
untragbarer Weise in Frage gestellt, Demgemäß haben Rechtsprechung

und Sehrifttum der Nachkriegszeit ganz überwiegend die Gültigkeit

von Reehtsverordnungen, die nach 1933 lediglich in Ministerialblät—
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tern des Reiches ?erkündet werden sind‚ nicht aus diesem Grunde

verneiht (Vgl„ sie fachueise in 54ü 6, 53 sowie Braehmann, Hand—

buch der Sezial;v; ic 3:ungildg II SC 420 mit weiteren;kehweisen}c

Diese Auffassung hat der 3° öenat des BSG außer in der bereits
angeführten Jntseheidung auch in BSG 6‚ 207 und 99 118 vertreten

(vgl„ ferner ES” 12, 157 — und die Entscheidung des erkennenden
penats vom 24„ 5„ 1960 — 2 RU 180/57

—‚ die einen ebenfalls nur

\in den ”intliehen Üachriehten für Reichsversicherung” veröffent—
lichten 3rlaß des Hi■ vom 1„9„1942 betrifft)„ Aus den angeführ—

ten Gründen hatte der t

LSG beizupflichten‚ daß 9 62

EVO durch Ziff„ 4 des Erlass

keine Bendenken9 der Auffassung des

Abs„ 1 in Verbindung mit @ 624 Absc5

s des RAM vom 16„ März 1942 wirksam

geändert werden ist„ '

lDer Zusammenbruch des Deutschen Reiches im Jahre 1945 hat die Heii

tergeltung des Erlasses von 1942 nicht berührt„ Der Erlaß ist we—
der von den Besatzungsbehörden ausdrücklich aufgehoben werden

noch durch nationalsozialistischen Unrechtsgehalt gekennzeichnet.

Schließlich hat der Erlaß nicht dadurch seine Geltung verloren9
daß die Ermächtigung des @ 628 Abs„ 2 EVO spätestens mit dem-ln—

krafttreten des Art° 129 Abs„ 3 GG erloschen ist„ Der 3ortfall_„

einer Ermächtigung berührt grundsätzlich nicht die Gültigkeit '

der auf Grund der lrnichtigung erlassenen “gesetzesvertretenden”

Verordnungen (vgl„ V„ Hangoldt, Kommentar zum Bonner Grundgesetz‚

1„ £\.ui‘l„9 E“l° 3c zu A:t„ 129; Kutscher in EB 49, 265; BEH i1 "V

1951, 133; BSG 97 118; BVerwG 7‚ 119 mit weiteren Nachweisen)o

‚.; ti C

Der somit über das Jahr 1945 hinaus als Reichsrecht fertgeltende

.Brlaß des RAI vom 160 härz 1942 hätte7 wie das LSG zutreffend an—

genommen hat? bis zum ersten Zusammentritt des Bundestags von den

zuständigen Reehtsetzungsorgenen des Landes Baden geändert werden

könnend Naeh der Hein*ng der Klägerin und des Beiseladenen ist*

dies iurch die Anordnung der Direktion Arbeit im Badischen Mini—

sterium der Wirtschaft und Arbeit vom 21„ Mai 1949 geschehen; daß

der nirgends veröffentlichte Erlaß derselben Stelle vom 30 No—

vember 1949 keinesfalls eine solche rechtsetzende Wirkung haben
konnte, wird von den Beteiligten im Revisionsverfahren nicht mehr

bezweifeltg Das L5G hat in der Anordnung vom 21„ Mai 1949 keine
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gültige Rechtsnorm gesehen, weil sie nicht in der Form einer Rechts—

verordnuhg ergangen und vor allem nicht ordnungsmäßig verkündet

werden sei° In der Äichtanwendung dieser Anordnung könnte eine die

Revisionen begründende Gesctzesverlctzung nur liegen, wenn damit

revisibles Recht im Sinne des 5 162 Abs, 2 SGG — Bundesrecht oder

sonstiges im Bezirk des Berufungsgerichts und darüber hinaus gelten—

des Recht — verletzt werden wäre°

Ob die Anordnung vom 21. Mai 1949 Bundesrecht geworden ist, beur—

teilt sich nach Art‚ 125 GG; denn sie betrifft die Sozialversiche—_

rung und damit einen Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung

des Bundes und der Länder (Art. 74 Nr° 12 GG). Nr. 1 des Art. 125GG
scheidet ohne weiteres aus, weil die Anordnung vom 21° Mai 1949 nur
für Südbaden (das frühere Land Baden), also nicht für die ganze
französische Zone ergangen war und somit — ihre Wirksamkeit voraus—

gesetzt — nicht innerhalb einer oder mehrerer Besatzungszonen cin—

heitlich galt, Nach Nr“ 2 des Art, 125 GG wäre die Anordnung Bun—

desrecht geworden,
wenn sie badisches Landesrecht geworden wäre und

früheres Reichsrecht geändert hätte, Das LSG hat schon die erste

dieser beiden Vorauss tsungcn, nämlich das wirksame Zustandekommen
badischen landesrcchts terneint, An diese — durch Auslegung der ba—

dischen'Verfassung von 1947 gewonnene — Beurteilung ist das BSG

nach 5 202 see in Verbindungmit 5 562 ZPOgebunden;es kann nicht
nachprüfen, ob die inordnung von 21° Mai 1949 als badische Recht:—

Vnorm besteht oder bestanden hat (vgl. BSG 4, 156 Leitsatz 3 und
S„ 161; BGHZ 27, 47; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß-

rechts, 8° Aufl„ S„—701‚ 702). Dieser Auffassung steht die Ent-

scheidung des BSG vom 11. Februar 1960 (SozR FredeG @ 1 Bl° Aa 7
Nr„ 11) nicht entgegen; in dem dort entschicdcncn Falle war unmit—

telbar zu prüfen, ob Reichsrccht entstanden war, nicht aber — wie

hier — die Vorfrege, ob wirksam Landesrecht gesetzt werden war, das

in Bundesrecht hätte transformiert werden können. Auch die Beant—

wortung-dieser Vorfrage ist der Nachprüfung des Revisionsgeriehts

entzogen (vgl° Rosenberg,aa0 S. 701, 702). Ist der Senat sonit daran

gebunden, daß badisches Landesrecht nicht geschaffen werden ist,

so konnte auch nicht nach Art° 125 Nr. 2 GG Bundesrecht entstehen.

Infolgedessen hat das LSG, indem es die Anordnung vom 21‘, Mai 1949

nicht angewaidt hat. kein Bundesrecht verletzt°
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Die verfahrensrechtliehe Rüge der Revisionskläger, das LSGhabe
insofern seine Pflicht zur Erforschung des Sachverhalts verletzt,

als es hätte feststellen müssen, daß die Beklagte nicht ers t im

Jahre 1955, sondern schon im Jahre 1949 von der Anordnung von
21° Mai 1949 Kenntnis erlangt habe, ist unbegründet° Das LSG hat

diese Anordnung vor allem mangels ordnungs mäßiger Verkündung als

echtSunwirksam angesehen; von diesem Rechtss „andpunkt aus r aueh—

te es nicht zu klären, ob und wenn der Beklagten die Anordnung

bekannt geworden war° @ 103 SGG ist daher nicht verletzte

Die Revision kann auch nicht auf die Verletzung sogenannten

% 162 Abs„ 2 see gestützt..überbezirkliehen Rechts im Sinne des
.werden„ Solches Recht muB zwar nicht auf einem und demselben Recht-

',“
\.l 0;

—

tzungsakt beruhen, aber .i wde tens inhaltlich mit dem Recht in

dem Bezirk ei! H 0 C
]

anderen ESG the einstimmen (vgla BSG 13, 189,191)

Vorschriften, die mit der badischen Anordnung vom 21° Mai 1949

1 -,n
...übereinstimmcn, sind jedoch im Bundes gebiet nicht ergang en„ Zu

{,T"

'e
ist auch in Bayern eine die Ziff° 4 des urlasses des R!LL vom 16„

6Kürz 1942 ündernde Verordnung Ür„ 3 des Bayer„ Arbeitsministers

vom 28„ Kai 1946 (fayer„ GVBl 1946 So 191) erlassen werden9 sie

deckt sich jedoch inhaltlich insofern nicht mit der badischen

Anordnung von 21° Mai 1949, als sie den Gemeinden kein Wahlrecht

hinsichtlich des für sie zuständigen Vers icrerungsura e:s ge—
währt °,

Ist somit, wie das LSG bindend festgestellt hat‚ Ziff„ 4 des Er—

lasse s des RAM vom 16° März 1942 durch die Anordnung des Badi—

schen Ministeriums der Wirtschaft und Arbeit — Direktion Arbeit —
vom 21„ Mai 1949 nicht wirksam geändert werden, so ist jene — dem

GG nicht \Widerswi echendc — Vers hrift über das erste Zusemmen—
_

t 'n Kraft geblieben und Bundesr‘eht @?treten des Bunde i

1 25 Hr„ 1 GG)° Da hiernach die Beklag—
ags

hinaus

geworden (Art„ 1

te kraft 36undesre hts der zuständige Versicherungsu_ag r für das

Unternehmen de rhlügerin ist, konnte di es e ihre Mitgliedschaft

nicht wir:sa kündigcno Dem steht nicht entgegen, daß die am 220

Juni 1955 genehmigte Satzuung des Beigeladenen vom 180 November

1954 zu @ 3 folgende Fußnote enthält: "Eur den Berei eh des Re—

1gierungsbezi irks Südeaden gi t „„„„ Erlaß des Bad„ ninis“erivms
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